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Urteil vom 12. November 2021 (1C_487/2020, 1C_489/2020)

"Innovationspark Zürich": Beschwerden gutgeheissen – 
Festsetzung des kantonalen Gestaltungsplans bestätigt

Das Bundesgericht bestätigt den von der Baudirektion des Kantons Zürich erlasse-
nen kantonalen Gestaltungsplan für das Projekt "Innovationspark Zürich" auf dem
Gelände des Militärflugplatzes Dübendorf. Es heisst die Beschwerden des Kantons
Zürich, der Stiftung Innovationspark Zürich und zweier mit der Realisierung des Inno-
vationsparks betrauten Gesellschaften gut und hebt den Entscheid des Verwaltungs-
gerichts des Kantons Zürich auf.

Auf einer Teilfläche des Militärflugplatzes Dübendorf ist die Errichtung eines Innovations-
parks geplant. Die Baudirektion des Kantons Zürich erliess im August 2017 den kanto-
nalen Gestaltungsplan "Innovationspark Zürich". Das Zürcher Verwaltungsgericht hiess
2020 die Beschwerde eines Anwohners gut und hob den Gestaltungsplan auf. Es kam
im Wesentlichen zum Schluss, dass ein kantonaler Gestaltungsplan wie der vorliegende
nur in Betracht falle, wenn es um die Realisierung von relativ konkret definierten einzel -
nen  Bauten  und  Anlagen  gehe;  dabei  könne  es  sich  auch  um mehrere  zusammen-
hängende  Bauten  und  Anlagen  handeln.  Der  strittige  Gestaltungsplan  lege  indessen
nicht  konkrete  Einzelbauten  oder  -anlagen  fest,  sondern  lediglich  eine  Bauzone.  Für
deren Festsetzung seien die Gemeinden und nicht  der Kanton zuständig.  Schliesslich
sei der Gestaltungsplan auch nicht mit der kantonalen Landwirtschaftszone vereinbar, in
welcher der grösste Teil des Perimeters des Gestaltungsplans liege.
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Das Bundesgericht heisst die Beschwerden des Kantons Zürich sowie der Stiftung Inno-
vationspark  Zürich  und  zweier  mit  der  Realisierung  des  Innovationsparks  betrauten
Gesellschaften gut, hebt das Urteil des Verwaltungsgerichts auf und bestätigt die Fest -
setzung  des  kantonalen  Gestaltungsplans  durch  die  Baudirektion.  Beim  Erlass  von
Gestaltungsplänen besteht grundsätzlich ein weiter Gestaltungsspielraum. In der Regel
geht es dabei um konkrete Bauvorhaben. Von einem Gestaltungsplan können allerdings
auch grossflächige, von verschiedenen Trägern verfolgte komplexe Projekte erfasst sein.
Ein kantonaler Gestaltungsplan kann etwa dann sinnvoll sein, wenn es um überkommu-
nale Projekte geht,  damit  die Abstimmung und die Abwicklung des Vorhabens sicher -
gestellt  und  sich  widersprechende  Planungen  der  Gemeinden  vermieden  werden
können. Mit dem "Innovationspark Zürich" soll ein Projekt im überwiegenden nationalen
Interesse auf einem dem Bund gehörenden Perimeter auf dem Gebiet von zwei Gemein-
den realisiert werden. Ohne kantonalen Gestaltungsplan wäre die erforderliche Koordi -
nation  insbesondere  der  bau-  und  umweltschutzrechtlichen  Anforderungen  höchst
komplex und nur schwierig umzusetzen. Die betroffenen Gemeinden unterstützen denn
auch die vom Kanton gewählte Vorgehensweise. Ein kantonaler Gestaltungsplan ist für
den  Innovationspark  überdies  im  Richtplan  des  Kantons  Zürich  vorgesehen.  Der
Entscheid des Verwaltungsgerichts erscheint damit als nicht der Situation angepasst und
sachfremd. Aufgrund einer Abwägung der einschlägigen Interessenlage ist  es sodann
zulässig,  die  Zuordnung  des  fraglichen  Gebiets  zur  Landwirtschaftszone  mit  dem
Gestaltungsplan zu übersteuern. Dabei ist unter anderem zu berücksichtigen, dass der
massgebliche Perimeter bereits heute weitgehend überbaut ist.  Auch insofern fällt  ins
Gewicht,  dass  die  Errichtung  des  Innovationsparks  im  gesetzlich  anerkannten  über-
geordneten nationalen Interesse liegt.
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Das Urteil ist ab 22. Dezember 2021 um 13:00 Uhr auf www.bger.ch   abrufbar: Recht-
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